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Die Europapolitik der Sozialdemokraten 
Spruch und Wirklichkeit 
ihr      ^un* wählen die Deutschen zum zweiten Mal 
o^ Abgeordneten in das Europäische Parlament. Bei dieser Wahl 
fj|   es JMn Europas Zukunft, um unsere Zukunft. 
in p^^tlich-demokratischen Parteien in Deutschland und 
rpy{JroPa - zusammengeschlossen in der Europäischen Volkspartei 
Fr v •"" nu*ssen me Europawahl gewinnen, denn nur wir sichern 
l$h Ä ^artnerschaft, Frieden und wirtschaftliche Leistungs- 

m§Keit in Deutschland und in der Europäischen Gemeinschaft. 

Wer. Zlalisten gehörten von Anfang an zu den Bremsern des europäischen Einigungs- 
5>chr'tS- Konrad Adenauer und die Unionsparteien mußten alle entscheidenden 
,q      e zur europäischen Einigung gegen die SPD durchsetzen: 

Die SPD sagt Nein zum Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in den Europarat. 
iq      Die SPD sagt Nein zu einer geplanten gemeinsamen europäischen Außenpolitik. 
Iq      Die SPD-Fraktion lehnt im Bundestag die Montanunion ab. 

Die SPD-Fraktion lehnt die Bildung der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft (EVG) ab. 

Iq.       le SPD sagt Nein zur künftigen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). 
Die SPD lehnt den Beitritt zur Westeuropäischen Union (WEU) ab. 

^e8en kUte stent ^e ^® einer weiteren politischen Einigung Europas distanziert 
0etTl , er- Die europäischen Sozialisten haben es im Gegensatz zu den Christlichen 
Poljtj. raten nicht geschafft, eine einheitliche und von Widersprüchen freie Europa- 
pokal- Zu entwickeln. In wesentlichen europäischen Fragen sind die europäischen 
V°n de'Sten zerstritten- In der Frage der Friedens- und Sicherheitspolitik ist die SPD 
{3       n anderen sozialistischen Bruderparteien isoliert. 
'hreitl 

ere|ts Tradition in der SPD, daß sie die Versprechen in ihren Programmen in 
AüSS 

politischen Handeln nicht hält. Das wird besonders deutlich, wenn man die 
^isch des Europa-Wahlprogramms der SPD für die zweite Direktwahl zum Euro- 

pa"11 ^ament und das Manifest des Bundes der Sozialdemokratischen Partei der 
^er tat1Sc en Gemeinschaft zur zweiten Direktwahl zum Europäischen Parlament mit 
tische QUCnen Politik vergleicht, die von der Sozialistischen Fraktion im Euro- 

n Parlament und von den deutschen Sozialdemokraten betrieben wird. 
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Europäisches Einigungswerk 
Anspruch: . 
In ihren Programmen bekennen sich die Parteien des Bundes der Sozialdemok1"3 

sehen Parteien der EG zur europäischen Einigung. 

„Wir Sozialdemokraten bekennen uns vor der zweiten Wahl des Europäischen P* 
ments heute wie in unserem Heidelberger Programm vor 58 Jahren zu den Vereint, 
Staaten von Europa.... Die Europäische Gemeinschaft liegt im deutschen Interesse- 
(Europa-Wahlprogramm der SPD, 14. Februar 1984) 

... -jiei1 

„Aus unserer Tradition und unserem Selbstverständnis heraus sind wir europais 
Sozialdemokraten und Sozialisten immer auch Internationalisten gewesen. Die t ^ 
päische Gemeinschaft, der unsere Länder angehören, ist ein wichtiges Instrurnen 
Verwirklichung unserer Ziele." 
(Manifest des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien 
der Europäischen Gemeinschaft, 8./9. März 1984) 

Wirklichkeit: deS 
Die Wirklichkeit sieht anders aus. Starke Kräfte in der sozialistischen Fraktioni 
Europäischen Parlaments lehnen weitere Fortschritte bei der europäischen Ein!frO0' 
strikt ab. Die britische Labour-Partei befürwortete sogar lange Zeit den Austritt ^ 
britanniens aus der Europäischen Gemeinschaft. Die Sozialisten Griechenland '.^ 
am 1. Januar 1981 Mitglied der EG geworden ist, erklärten gleich bei ihrer Begrüßung. 
Europäischen Parlament am 12. Januar 1981, daß sie gegen Griechenlands EG-MM 
schaft sind: 

„Die britische Labour-Partei wird im Fall eines Wahlsieges den Austritt Großbfgnde 

niens aus der Europäischen Gemeinschaft betreiben. Dies erklärte am Wochen   ^ 
der  ehemalige  Landwirtschaftsminister John  Silkin auf einer Veranstaltu   ^ 
Cambridge. Silkin sagte, die Mitgliedschaft in der EG sei eine Katastrophe gew ' 
und die einzige Hoffnung für die Zukunft sei der Austritt aus der EG." 
(VWD-Europa, 18. Mai 1981) . 

„Wir danken Ihnen für Ihre freundlichen Worte über unser Land. Wie Ihnen p   . efl' 
ist, hat die Gesamtgriechische Sozialistische Bewegung gegen den Beitritt Gn     ^ 
lands zur EWG Stellung bezogen und klargestellt, daß sie anstelle des Beitr   ^ 
einen Sonderstatus, für ein Sonderabkommen ist. . . . Wie Ihnen bekannt lS ' f*ir 
Präsidentin, ist die PASOK bereits der Sozialistischen Fraktion beigetreten, von 
der Ansicht sind, daß sie unseren proklamierten Standpunkten nähersteht." 
(Charalampopoulos, Panhellenische Sozialistische Bewegung, 
Protokoll der Sitzung des Europäischen Parlaments, S. 5,12. Januar 1981) 
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^opäischer Staat und Europäische Verfassung 
Nmich: 
Sche. v

Zlalc*emokraten wollen angeblich eine europäische Föderation mit demokrati- 
Verfassung. Noch 1978 erklärten sie: 

Sie ist H en Uns ^r e'ne eur°Päische Föderation mit demokratischer Verfassung ein. 
V0n    der geeignete politische Rahmen für die Selbstbestimmung der europäischen 

(Pro    Und ihrer Bür8en" 8ramm der SPD für die erste europäische Direktwahl 1979, Dezember 1978) 

J^Üchkeit: 
Vfass 

e Sozialdemokraten tun nichts für einen europäischen Staat mit einer eigenen 

fni4p rtrae      ruar 1984 verabschiedete das Europäische Parlament den „Entwurf eines 
^egzu S ZUr Gründung der Europäischen Union". Diesem wichtigen Schritt auf dem 

J festen europäischen Verfassung und damit zur Einigung Europas stimmten die 
ichen Demokraten (EVP-Fraktion) einstimmig zu. Die Sozialisten waren da- 

^hristli ^rsten europäischen Verfassung und damit zur Einigung Europas stimmten die 
ge8eriv-n^n Demokraten (EVP-Fraktion) einstimmig zu. Die Sozialisten waren da- 
S°2iald zerstritten. Viele stimmten dagegen. Die Spitzenkandidatin der deutschen 
S^H kja

emolcraten für die Europawahlen, Katharina Focke, und ihre deutschen Genos- 
Us Hänsch, Rolf Linkohr und Beate Weber enthielten sich der Stimme. 

Sl ^ di r     nc* der Sozialdemokratischen Parteien in der Europäischen Gemeinschaft 
^ng na^S

h
er Frage zerstritten. Er konnte sich nicht darauf verständigen, daß die Forde- 

K^eno    e'ner gemeinsamen europäischen Verfassung in sein Europawahlmanifest 
' der ^mQn wurde. Die italienischen Sozialisten, die dieses Ziel verfolgten, mußten 

?er^erk eraoscmedung des Manifests zur Europawahl ausdrücklich einen Protokoll- 
Vlen nioh130*1611' D*e Idee ^er Europäischen Union ist bei den europäischen Sozia- 
b°rschla    mehrheitsfahig: »Die PSI und die PSDI bekräftigen ihre Unterstützung des 
L^me ,   ^r emen neuen Vertrag zur Europäischen Union, der vom Europäischen 

Pf zu T
VeraDscmedet wurde und erklären, daß sie ihre Aktionen und ihren Wahl- 

^anif   r   nterstutzung dieses Vorschlages durchführen werden." 
er£urn •-    Bundes der Sozialdemokratischen Parteien 

Paischen Gemeinschaft, 879. März 1984) 

V C^ in h       Sozialdemokraten haben sich dieser Erklärung nicht angeschlossen. 
e^as$Un   em Europa-Wahlprogramm 1984 fällt kein Wort mehr zur europäischen 

*' Zür politischen Union Europas oder zum europäischen Bundesstaat. 
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Mehr Rechte für das Europäische Parlament 
Anspruch: 
Angeblich wollen die Sozialisten mehr Rechte für das Europäische Parlament.       ,, 
So überschreibt die SPD einen ganzen Abschnitt ihres Europa-Wahlprogramms   ^ 
mit dem Titel: „Für die Ausweitung der Zuständigkeiten des Europäischen * 
ments". Und in ihrem europäischen Manifest heißt es: s. 
„Das Europäische Parlament muß in der Lage sein, seinen Einfluß im Entscheide 
prozeß zu vergrößern." 
(Manifest des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien 
der Europäischen Gemeinschaft, 879. März 1984) 

Wirklichkeit: . ^ 
Die Wirklichkeit sieht aber anders aus. Die britische Labour-Party und die da^n 
Sozialdemokratie erklärten gleich bei der Verabschiedung des Manifests, daß s,e,g jun> 
mehr Rechte für das Europäische Parlament sind. Helmut Schmidt erklärte am > 
1979 gleich zweimal, daß er kein stärkeres Europäisches Parlament will. p- 
„Wir setzen uns nicht dafür ein, daß das Europäische Parlament nun durch Ve 
änderung zusätzliche Kompetenzen übertragen bekommt." 
(Helmut Schmidt, ZDF, Bonner Perspektiven, 5. Juni 1979) nt$ 
„Nach den Römischen Verträgen sind die Befugnisse des Europäischen Par &* 
zunächst sehr begrenzt. Wir treten auch keineswegs ein für eine Vertragsänder 
(Helmut Schmidt, WDR III, Das Mosaik, 5. Juni 1979) f ^ 
Und Willy Brandt, der vier Jahre Abgeordneter im Europäischen Parlament*^, alli 
an den Sitzungen fast nie teilnahm, erklärte in der französischen Zeitung „La Cr' ^' 
15.2.1984, er sei bereits 1979 gegen die Wahl des Parlaments durch die Bürger g ö- 
„Valery Giscard d'Estaing und Helmut Schmidt waren schlecht beraten, das ^t 
päische Parlament 1979 durch allgemeine Direktwahl wählen zu lassen. Ich ü ^iC 

polemisch gegenüber dieser Entscheidung, aber es wäre vorzuziehen gewesen, jßtZ 
Parlament beizubehalten, ausgestattet mit größeren Kompetenzen. Man mul3 s ^r 
mit dem neuen Parlament abfinden, dessen Kompetenzen ohne eine Erweite ^$i 
Verträge erweitert werden könnten.... Als ehemaliger europäischer Abgeordne * 
ich eher eine kritische Sicht vom Parlament und den Gemeinschaftsinstitutio 

Zusammenarbeit mit Kommunisten 
Anspruch: $6ifl 
Die SPD bekennt sich im Godesberger Programm zur Demokratie und zur *#&&* 
den Kommunismus. Die kommunistischen Parteien bleiben für die Soziaide 
angeblich politische Gegner. 



CDU-Dokumentation 18/1984 

eju d*eser Entwicklung haben die kommunistischen Parteien Westeuropas bisher nicht 
heutig Stellung bezogen. Für uns bleiben sie politische Gegner." 

r°grarnm der SPD für die erste europäische Direktwahl 1979, Dezember 1978) 

^küchkeit: 
(je j^opäischen Parlament gibt es in vielen Bereichen eine enge Zusammenarbeit 

Scher Sozialdemokraten und der übrigen Sozialisten mit den Kommunisten. 

hei
erzu k°nnt:e noch ... die Unterstützung der Kommunisten und anderer Minder- 

ruppen kommen. Die hier dargelegte Bündnisstrategie müßte zu einem politi- SQU HHGII K.UIIIII1CII. L/ie niei uaigcxcgic Duiiuiubsuaicgic inui.nc z,u einem puiiu- 

Auf/1 Kräfteverhältnis führen, das der Durchsetzung und der Äußerung sozialistischer 
aüf assungen sehr viel mehr Möglichkeiten schaffen würde, als dies rein arithmetisch 

den ersten Blick erscheint." 
Xl rfst Glinne, Vorsitzender der Sozialistischen Fraktion im Europäischen Parlament, 
^8n-°n^re^ ^es Bundes der Sozialdemokratischen Parteien in der EG vom 3.-4. März 

u ln Luxemburg) 

hat   
Leiter der Sozialistischen Fraktion des Europäischen Parlaments, Ernest Glinne, 

Frakr1   'enstag in Brüssel die enge Zusammenarbeit begrüßt, die sich zwischen seiner 
^nri 10n Unc* ^en italienischen kommunistischen Abgeordneten unter Leitung von 
(W° Berlinguer abzeichnet." 

Europa, 2. April 1980) 

inter 
nna focke, Spitzenkandidatin der SPD für die Europa-Wahl, bekannte auf einem 

Poijti
nat'°nalen Frauentag der SPD in Köln am 10. März 1984 auf die Frage, welche der 

sten   Cnen Parteien in Italien ihr am nächsten stehe, ohne zu zögern: „Die Kommuni- 
st'' °r allem we8en ihrer Friedenspolitik." 

lert nach Kölner Stadtanzeiger, 12. März 1984) 

^^ämpfung der Arbeitslosigkeit 
DieSozi 

Pnich: 

^riorit?
a^sten DeriauPten, für sie habe die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit allererste 

8egeiJS.m?*"um Arbeitsplätze ist heute unser absolut vorrangiges Ziel. Die Folgen der 
AuSg artigen Massenarbeitslosigkeit mit all ihrem menschlichen Leid und sozialer 
die \^|jpZUnS sind für uns unannehmbar. Deshalb ist unsere dringendste Aufgabe, für 
^rwe 

10nen von Menschen ohne Arbeit in Europa neue Perspektiven aufzuzeigen. 
^eit, dj nn.wir darüber hinaus sofort Mittel und Wege zur Beseitigung der Arbeitslosig- 

rtsch f'ne ^e^e^ fur die Menschheit ist, finden, können wir die unausgeglichene 
afts- und Haushaltslage in Europa ausgleichen. Wir sind entschlossen, unsere 
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ist Systeme der sozialen Sicherheit aufrecht zu erhalten und weiterzuentwickeln. Dazu 
die Schaffung von Arbeitsplätzen notwendig." 
(Manifest des Bundes der Sozialdemokratischen Parteien 
der Europäischen Gemeinschaft, 8./9. März 1984) 

Wirklichkeit: 
Wenige Wochen vor der zweiten europäischen Direktwahl sind die Sozialisten 
Bremsklotz für den Wirtschaftsaufschwung und damit auch für sichere Arbeitsplatz^ 
Europa. Sie stimmten im Europäischen Parlament - allen voran die deutschen S" . 
Abgeordneten - gegen den Bericht des belgischen christlichen Demokraten Fernajje 
Herman. Mit diesem Bericht wird ein konkretes Gesamtkonzept vorgelegt, das^ 

ein wirtschaftliche und technologische Zusammenarbeit in Europa stärkt und so u°s 

internationale Wettbewerbsfähigkeit verbessert. Mit ihrer Verweigerung zu && ^ 
Plan für den wirtschaftlichen Wiederaufschwung in Europa lehnen die europäisc 

Sozialisten wirksame Anstrengungen zur Bekämpfung der hohen Arbeitslosigke1    n 
Sie wenden sich gegen technischen Fortschritt, gegen ein vereintes Europa und ia 

so Millionen europäischen Arbeitnehmern in den Rücken. 

Diese Tatsachen zeigen: Die Europapolitik der SPD und der europäischen So 
listen ist halbherzig und unzuverlässig. Die Sozialisten haben weder Altem30 

noch Konzepte. 
hl 1$ Weil die SPD zu Europa nichts zu sagen hat, mißbraucht sie die Europawan» 

innenpolitischen Auseinandersetzung. Führende Sozialdemokraten wollt*11  ^j 
Europawahl zu einer Denkzettel wähl für die Bundesregierung Helmut *• i 
machen (so z. B. Glotz am 29. Februar 1984 auf einer Pressekonferenz in Bonn • 
Brandt in der März-Ausgabe des „sozialdemokrat-magazin"). Vom Europa1^ 
Parlament ist bei der SPD dagegen nur selten die Rede. 

Die Christlichen Demokraten haben von Konrad Adenauer bis Helmut     ,ß 

bewiesen, daß sie Europa voranbringen wollen und voranbringen können.    ^ 
Stimme für die CDU am 17. Juni ist daher eine Stimme für Europa. °eS .„, 
müssen CDU/CSU und EVP im kommenden Europäischen Parlament stark s 
Damit es mit Europa weiter vorangeht! 

rinn B°n 
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^Mnnen.EurpR^.ß.tärMn 
Mit Ihrer Stimme für die CDU 

'Sche pJuni 1Q84 wird das Europa- sung, deren Entwurf gerade vom Europäi- 
^°uUu   rlamen* - die gemeinsame 
Öiir9eV

r
ertretung für 270 Millionen 

teim=»i ÜHS 2ehn Ländern - zum zwei- 
ein &: d'rekt gewählt. Diese Wahl ist 
Sie beJjk.europäischer Innenpolitik. 
!chläoftt,st: Trotz mancher Rück- 

Ur°Pa     ben wir viel erreicht in 

t^nt hatkt gewählte Europäische Parla- iendlrekt 

0{2s ^9ute Arbeit geleistet; und das 
?e|ner «w gerin9en Befugnisse und 
^^erhi      erigen Arbeitsbedingungen: 
%»   n Bussen sich hier 434 Abgeord- 
nete 2ehn Ländern und 58 Parteien in 
Jas Eurn --chen einigen. Dennoch ist 

n KraftPaische Par|arnent zur einigen- 
^D    rt|n Europa geworden: 

cerr,ein^arlament nat Fortschritte in der 
er9ie- Forschungs-, Verkehrs-, 

^ Q   "Und Entwicklungspolitik erreicht. 

5echnui?'nsam mit dem Europäischen 
?6s°rqt S o 0f hat das Parlament dafür 
^amp    die europäischen Gelder 
h Uer?ahi aus9egeben werden. Den 

n%t M um wurden dadurch mehrere 
*Dg   Millionen Mark erspart. 

h9iraral?nrl?ment konnte den Anteil der 
1 um ri, J?en am europäischen Haus- 

* Ch . und zehn Prozent senken. 
d8n vSriCh-e Demokraten gehören zu n einer europäischen Verfas- 

CDU 

sehen Parlament beschlossen worden ist 
- übrigens gegen die Stimmen vieler So- 
zialisten und bei Stimmenthaltung der 
SPD-Spitzenkandidatin Frau Focke. 
Eines ist für uns sonnenklar: Ohne 
eine feste politische Struktur kann die 
Europäische Gemeinschaft auf Dauer 
nicht bestehen. Deshalb muß Europa 
politisch stärker werden: Wir Christli- 
chen Demokraten wollen die politische 
Union Europas. 
Die Wahl am 17. Juni muß die Christli- 
chen Demokraten im Europäischen 
Parlament stärken, weil nur wir Frei- 
heit, Partnerschaft, Frieden und wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit si- 
chern. Deshalb ist jede Stimme für die 
CDU eine Stimme für Europa. 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
am 9. Februar 1984: 
„Dieses Parlament, das wir im 
Juni wählen, ist eine große 
Chance, ein Angebot der Frei- 
heit für alle in Europa, die frei 
wählen dürfen, die frei wäh- 
len können. Deswegen bitte 
ich Sie: Gehen Sie zur Wahl 
und helfen Sie uns, der Christ- 
lich Demokratischen Union, 
die das große europäische Er- 
be Konrad Adenauers für die 
Zukunft unseres Vaterlandes 
vernünftig an die nächste Ge- 
neration weitergeben will." 

Aufwärts mit 
Deutschland 
Mit uns für Europa 



Diese Anzeige erscheint in allen regionalen und überregionalen Zeitung 


